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„horizontal directional drilling“ = 
hdd-felsbohr-technologie hat sich als 
leistungsstarker neuer Praxisbereich 
entwickelt.  

Umso wichtiger ist es, den Stand dieser 
Felsbohr-Technologie in den Grundlagen, 
maschinenbautechnischen Funktionen 
und Anwendungen zu beschreiben und 
anhand zahlreicher Nutzungsbeispiele 
aufzuzeigen. Dieses Praxis-Handbuch ist 
aus der Praxis entstanden und soll den 
Einstieg für eine größere und breitere 
Anwendungswelt des HDD-Bohrens er-
öffnen. 

Das Buch hilft Ingenieurbüros, Ver- und 
Entsorgungsbetrieben, Kraftwerkplanern 
und Baubehörden bei Planungen, Tras- 
senkonzeptionen, Regionalplanungskon- 
zepten für neue Leitungskorridore und 
Versorgungswege und neue energetische 
Erschließungen. Das Buch wird manchen 
Planern und Ingenieuren und Baufach-
leuten viel neue, bisher gar nicht für 
denkbar gehaltene Wege und Anwen-
dungsmöglichkeiten eröffnen. 

Aus dem Inhalt: • Entwicklungsgeschichte 
der HDD-Felsbohrtechnik • Bohrmeißel 
• Bohrmeißeldirektantriebe • Übersicht 
über unterschiedliche gelenkte und ge-
steuerte Felsbohrverfahren • Speziell für 
HDD-Anwendungen entwickelte Mud-
motoren und Bohrwerkzeuge • Ortungs-
techniken • Recycling der Bohrspülungen 
• Besonderheiten bei horizontalen und 
schrägen Felsbohrungen • Baustellenbei-
spiele aus der Praxis   

Praxishandbuch hdd-felsbohrtechnik 
Von: H.J. Bayer/ M. Reich, 1. Auflage 2013,
212 Seiten, DIN A5, gebunden (Vulkan-
Verlag) Best.-Nr.: 308724, Preis: 60,00 € 
Quelle: Wirtschafts- und Verlagsgesellschaft Gas und 
Wasser mbH www.wvgw.de 

BUchtiPP

PrAxiShAndBUch 
hdd-fElSBohr- 
tEchnikLange erwartet - endlich erschienen ist 

Heft 2 der AHO-Schriftenreihe, das sich 
mit dem Leitungsbild und der Honorie-
rung der örtlichen Bauüberwachung bei 
Ingenieurbauwerken und Verkehrsanla-
gen beschäftigt. 

Die Leistungen der Örtlichen Bauüber-
wachung sind nur noch als besondere 
Leistungen der Bauoberleitungen in der 
HOAI 2013 genannt, Vergütungsempfeh-
lungen gibt es jedoch nicht mehr. 

Der Leitfaden bietet öffentlichen Auftrag-
gebern eine Grundlage, um die angebo-
tenen Honorare überprüfen und damit 
auch die Qualität auf den Baustellen si-
chern zu können. Ingenieure können die 
Honorierungsempfehlungen zur Kalkula-
tion ihres eigenen Honorars verwenden. 

Aho (hrsg.): Örtliche Bauüberwachung 
bei ingenieurbauwerken und verkehrs- 
anlagen. Berlin 2014, 14,80 €   
ISBN 978-3-8462-0431-3

Quelle: VBI Beratende Ingenieure 11/12 2014
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1. der Architekt hat dem Statiker die für 
dessen Berechnung erforderlichen An-
gaben zu den Grundwasserverhältnis-
sen zur verfügung zu stellen. *)

2. der Architekt hat die ihm übergebene 
Statik im rahmen seiner fachkennt-
nisse darauf zu überprüfen, ob seine 
Planungsvorgaben eingehalten und die 
besonderen Grundwasserverhältnisse 
berücksichtigt worden sind. *) 

3. dem Auftraggeber ist ein mitverschul- 
den gemäß §§ 254, 278 BGB zuzurech- 
nen, wenn er aufgrund seiner fachkennt- 
nisse als Bauunternehmer einen fehler 
der Statik und die daraus resultierende 
Gefahr einer nicht ausreichenden Ab-
dichtung des kellers erkennen konnte. *) 

4. dem Auftraggeber ist nicht gemäß §§ 
254, 278 BGB ein fehler des Statikers zu-
zurechnen, wenn der Architekt auf der 
Grundlage einer für ihn erkennbar feh-
lerhaften Statik plant und die Planung 
deshalb fehlerhaft wird. *)

OLG Düsseldorf, Urteil vom 23.10.2014 – 5 U 84/10,  
Volltext: IBRRS 2014, 3209 BGB a.F. §§ 631, 633 Abs. 2 
Satz 3, § 635; HOAI 1996 § 15 Abs. 2

Problem/ Sachverhalt

Ein Architekt war mit der Entwurfs-, Aus-
führungs- und Genehmigungsplanung 
betraut. Der Bauherr verlangt vom Archi-
tekten Schadenersatz wegen fehlerhafter 
Planung der Abdichtung des Kellers gegen 
den Lastfall „von außen drückendes Was-
ser“. Der Architekt ist der Ansicht, dass nicht 
er, sondern der Statiker die notwendige Ab- 
dichtung gegen drückendes Wasser hätte 
planen müssen. Er sei auch nicht verpflich- 
tet gewesen, die Tragwerskplanung zu 
überprüfen. Im Übrigen müsse sich der 
Bauherr ein erhebliches Mitverschulden 
zurechnen lassen. Das Landgericht gibt 
dem Bauherrn Recht und verurteilt den  
Architekten zur Zahlung von Schadenser-
satz in Höhe von 116.000 Euro. Der Archi-
tekt geht in Berufung.   

Entscheidung 

Nur zum Teil mit Erfolg! Der Architekt muss 
dem Statiker die für dessen Berechnung 
erforderlichen Angaben zu den Grund-
wasserverhältnissen zur Verfügung stellen 
(OLG Düsseldorf, IBR 2000, 450). 

Eine mangelhafte Werkleistung des Archi-
tekten liegt auch deshalb vor, weil er es  
versäumt hat, die Statik noch einmal 
daraufhin zu prüfen, ob seine Planungsvor- 
gaben eingehalten und die Grundwasser- 
verhältnisse berücksichtigt worden sind 
(BGH, BauR 1971, 265; OLG Karlsruhe, IBR 
2007, 378). Der Architekt muss die stati-
schen Berechnungen einsehen und sich 
vergewissern, ob der Statiker von den 
gegebenen tatsächlichen Verhältnissen 
ausgegangen ist. An der Pflichtverletzung 
des Architekten ändert es auch nichts, 
dass die fachkundige Bauträgerin Kenntnis 
von der Möglichkeit eines späteren Grund- 
wasserantiegs hatte. Allerdings hat sich der 
Bauherr wegen dieser Kenntnis ein Mitver- 
schulden anrechnen zu lassen (BGH; IBR 
2003, 351). Die Mitverschuldensquote setzt 
das Gericht mit 20% an. Dagegen muss sich 
der Bauherr ein Verschulden des Statikers 
nicht als eigenes zurechnen lassen, weil er 
diesen für die Erstellung der Statik beauf-
tragt hat und nicht, um die Planung des 
Architekten zu prüfen. 

Praxishinweis

Der Entscheidung lässt sich ein vollstän-
diges Schema der Pflichten des Architek- 
ten betreffend die Berücksichtigung der  
Grundwasserverhältnisse entnehmen:
Beschaffung der Informationen, Einarbei- 
tung in die eigene Planung, Weitergabe der 
Informationen an den Statiker, Kontrolle der 
Tragwerksplanung auf Berücksichtigung 
der Grundwasserverhältnisse.

RA und FA für Bau- und Architektenrecht, FA für Verwal-
tungsrecht; Prof. Dr. Mathias Preussner, Konstanz 
Quelle: IBR März 2015, www.ibr-online.de
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1. die Bauüberwachung durch den  
Architekten darf sich auch bei einfa-
chen, gängigen tätigkeiten nicht darauf 
beschränken, die von den jeweiligen 
Auftragnehmern vorgelegten Papiere 
zu vorgesehenen Bauausführung (hin-
sichtlich materialien bzw. Arbeitsweisen)  
einer bloßen durchsicht vom Büro-
schreibtisch aus zu unterziehen, ob sie  
mit den vorgaben der Planung vollstän- 
dig übereinstimmen. vielmehr muss der  
wegen seiner besonderen fachkunde mit 
der Bauüberwachung betraute Archi- 
tekt seine fachkunde auch vertragsge- 
mäß dahingehend einsetzen, dass er 
- zumindest stichprobenhaft - überprü-
fungen an ort und Stelle vornimmt. *) 

2. Arbeiten im Bereich des Bodenaus-
tauschs zwecks fachgerechter Gründung 
einer industriehalle gehören (ebenso das 
Betonieren/Bewehren von Sohlplatten) 
zu gefahrenträchtigen Arbeiten mit ty-
pischen Gefahrenquellen im rahmen  
eines kritischen Bauabschnitts, bei  
denen verschärfte Anforderungen an 
die Bauüberwachung durch den Archi-
tekten zu stellen sind.
 
3. verschärfte Anforderungen an die 
Bauüberwachung sind auch dann zu 
stellen, wenn die Baugründung auf Basis 
eines Baugrundgutachtens mit beson-
deren vorgaben an die materialien  
(einschließlich deren in der fachwelt be- 
reits diskutierten hinreichenden raum-
beständigkeit bei der verwendung im 
hochbau), an deren Be-/verarbeitung 
bzw. an sonstige Einzelheiten eines  
danach notwendigen Bodenaustauschs 
erfolgen soll. *) 

4. liegen mängel des Bauwerks vor, die 
typischerweise entdeckt werden muss-
ten, so spricht der Anscheinsbeweis für 
eine Bauaufsichtspflichtverletzung des 
Architekten. *) 

OLG Düsseldorf, Urteil vom 06.11.2012 – 23 U 156/11, 
Volltext: IBRRS 2013, 2391; BGH, Beschluss vom 
17.09.2014 – VII ZR 329 / 12 (Nichtzulassungsbeschwer-
de zurückgewiesen) BGB §§ 280, 281, 634 Nr. 4 § 635; 
HOAI § 33

Problem/ Sachverhalt

Ein Bauherr verlangt von seinem Architek- 
ten Schadenersatz in Höhe von 1,55 Mio. 
Euro wegen der Planung und Überwa-
chung einer Industriehalle.

Das Leistungsverzeichnis (LV) sieht unter 
Verweis auf das Baugrundgutachten einen 
Bodenaustausch und die Verfüllung mit 
raumbeständigem Recycling-Material vor. 
Der Unternehmer ändert teilweise das LV 
hinsichtlich des zu verwendenden Mate-
rials im Wege eines Sondervorschlags ab. 
Tatsächlich baut er zum Teil nicht raum-
beständige Schlacke ein, weswegen es zu 
Setzungsschäden an der Halle kommt.

Entscheidung 

Das OLG Düsseldorf verurteilt die Archi-
tekten dem Grunde nach. Wie im Leitsatz 1 
dargestellt, müssen auch gängige, einfach 
gelagerte Arbeiten überwacht werden. 
Bei Arbeiten im Zusammenhang mit dem  
Bodenaustausch handelt es sich um gefah-
renträchtige Arbeiten, die besonders über-
wacht werden müssen (Leitsatz 2). Dies gilt 
insbesondere dann, wenn das Baugrund-
gutachten Vorgaben für das Material ent-
hält (Leitsatz 3) und der Unternehmer das 
LV teilweise ändert. Zwar muss der Bauherr 
grundsätzlich einen Bauüberwachungsfeh-
ler beweisen. Vorliegend spricht für einen 
solchen Anscheinsbeweis (Leitsatz 4). Die 
Verwendung von Schlacke wäre bei Stich-
proben der Lieferscheine aufgefallen. 

Praxishinweis

Die Entscheidung ist eine wahre Fundgru-
be. In ihr werden Grundsätze zur Haftung 
des Architekten wegen Objektüberwa-
chungsfehlern anschaulich dargestellt. 

RA und FA für Bau- und Architektenrecht, 
Dr. Achim Olrik Vogel, München 
Quelle: IBR Dezember 2014; www.ibr-online.de 
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Es ist grundsätzlich nicht zu beanstan-
den, wenn sich ein Bewerber auf eine  
referenz beruft, die ein mitarbeiter für 
einen früheren Arbeitgeber erbracht hat. 
dies gilt im Besonderen für das vof-
verfahren, bei dem die leistungen einen 
ganz persönlichen charakter aufweisen. 

VK Sachsen, Beschluss vom 05.05.2014 – 1 / SVK / 010-
14, Volltext: IBRRS 2014, 2182  VOF § 5 Abs. 5 b 

Problem/ Sachverhalt

Der Auftraggeber schreibt Planungsleistun-
gen für einen Büroneubau aus. Als Mindest-
bedingung für die Eignung fordert er unter 
anderem Referenzen. Die Eigenschaften,  
die die Referenzobjekte inhaltlich erfüllen 
müssen, sind genau definiert. Das Architek-
turbüro A soll den Zuschlag erhalten. Hier-
gegen wendet sich das Architekturbüro B. 
Es macht geltend, dass A auszuschließen 
ist, weil A nicht die mindestens geforderten 
Referenzen vorweisen könnte. Der Auftrag-
geber bestätigt dies, weist aber darauf hin, 
dass A über einen Mitarbeiter verfügt, der 
die geforderten Referenzobjekte vorweisen 
kann. Diese Referenzprojekte habe der Mit-
arbeiter bei einem früheren Arbeitgeber 
in verantwortlicher Position bearbeitet.  
Demzufolge könne sich A diese Referenzen 
zurechnen lassen.  

Entscheidung 

Die VK Sachsen stellt fest, dass Bieter A die 
geforderten Referenzen vorweisen kann. 
Dem steht nicht entgegen, dass die Refer- 
enzen von einem Mitarbeiter für ein  
anderes Architekturbüro erbracht worden 
sind. Denn es ist grundsätzlich nicht zu  
beanstanden, sich auf die Referenzen zu 
berufen, die für einen früheren Arbeitgeber 
erbracht worden sind. Dies hat im be- 
sonderen für das VOF-Verfahren zu gelten, 
bei dem die Leistungen einen ganz persön-
lichen Charakter aufweisen. Entscheidend 
ist immer, welchen Beitrag der jeweilige  
Mitarbeiter im Rahmen der Erarbeitung 
einer Referenz erbracht und welche Phase  
des entsprechenden Projektes dieser be- 
gleitet hat. Die Fachkunde eines Architek- 
turbüros wird durch die personelle Aus-
stattung geprägt und beruht auf den  

Erfahrungen und Kenntnissen der Mitar-
beiter. Woher diese Kenntnisse stammen, 
ist unerheblich; deshalb können Mitar-
beiter ihre Kenntnisse und Erfahrungen 
auch bei anderen Unternehmen erworben  
haben. Unerheblich ist ferner, welche Leis-
tungen der Mitarbeiter selbst ausgeführt 
hat. Es genügt, dass er als Projektleiter 
auf ein Team von mehreren Mitarbeitern  
zurückgreifen konnte. 

Praxishinweis

Nach der Entscheidung der VK Sachsen  
haben sog.  „Büro-Referenzen“, die praktisch 
bei jedem VOF-Verfahren zur Überprüfung 
der Eignung gefordert werden, keinerlei 
Wert mehr. Denn die Bewerber können 
derartige Büro-Referenzen einfach durch 
„Mitarbeiter-Referenzen“ ersetzen. Zudem 
bleibt offen, was für den umgekehrten Fall 
gelten soll, dass derjenige Mitarbeiter, der 
eine Referenz verantwortlich bearbeitet  
hat, nicht mehr beim Anbieter angestellt 
ist. Wenn es für die fachliche Eignung nicht 
auf das Unternehmen als solches ankommt, 
sondern auf die Mitarbeiter, wäre die Re-
ferenz „entwertet“. Konsequent gedacht  
kann das nur bedeuten, dass das Büro die 
Referenz nicht mehr verwenden kann. Die 
Entscheidung bedeutet weiterhin für den 
Auftraggeber, dass er im Zweifel aufklä-
ren muss, welche Mitarbeite die Referenz-
maßgeblich betreut haben und ob diese 
Mitarbeiter noch im Unternehmen sind. 
Offen bleibt ebenfalls, was geschehen soll, 
wenn sich die Referenz „vervielfacht“, das 
heißt, mehrere Architekturbüros eine Re-
ferenz mit der Begründung in Anspruch 
nehmen, bei ihnen sei der verantwortli-
che Bearbeiter angestellt. Strenger als die  
VK Sachsen hat das OLG Koblenz (IBR 2010, 
708) entschieden. Danach können Referen-
zen für „verwandte“ oder Vorgängerunter-
nehmen allenfalls dann Berücksichtigung 
finden, wenn eine weitgehende Personen-
identität besteht und diese bereits mit dem 
Teilnahmeantrag dargelegt wird. 

RA und FA für Bau- und Architektenrecht,
Dr. Tobias Hänsel, Dresden  
Quelle: IBR Dezember 2014, www.ibr-online.de
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die meisten vBi-mitglieder sind optimis-
tisch ins neue Geschäftsjahr gestartet. 
wie aus den Ende februar in Berlin  
veröffentlichen Ergebnissen der tradi-
tionellen vBi-konjunkturumfrage her-
vorgeht, beurteilen 70% der diesmal 
insgesamt 579 Umfrageteilnehmer ihre 
wirtschaftliche Situation als gut (55%) 
bzw. sehr gut (15%).  

Bilanz und Ausblick 

Das ist zum dritten Mal in Folge eine Ver- 
besserung. Die optimistische Stimmung zu 
Jahresbeginn hat ein solides Fundament. 
Die Auftragsbücher sind gut gefüllt. Der 
durchschnittliche Auftragsbestand liegt 
bei zehneinhalb Monaten. Vor diesem Hin-
tergrund erwarten fast 80% der teilneh-
menden Ingenieurbüros in diesem Jahr 
mindestens konstante (53%) bzw. erneut 
steigende Umsätze (26%). Die gute kon-
junkturelle Situation wird unterstrichen von 
der Vorjahresbilanz: 2014 verbuchten 54% 
der befragten Büros Umsatzwachstum, 
ein deutliches Plus gegenüber der Vor-
jahresumfrage als 43% der Umfrage-
teilnehmer Umsatzzuwächse für 2013  
gemeldet hatten. Umsatzrückgänge muss-
ten 2014 nur 16% der Umfrageteilnehmer 
verkraften. Und auch die Ertragssituation 
kann sich sehen lassen. 38% der befrag-
ten Büros konnten ihre Umsatzrendite im  
vergangenen Jahr steigern (2013: 34%), 
19% mussten einen Rückgang (2013: 14%) 
hinnehmen, bei 38% stagnierten die  
Umsatzrenditen. „Diese Zahlen sind Indiz 
für die weiterhin gute Planerkonjunktur“, 
erläutert VBI-Präsident Dr.-Ing. Volker  
Cornelius, „auch wenn nicht verkannt 
werden darf, dass solche Zahlen durch 
Unschärfen bei der Trennung von Unter-
nehmerlohn und Unternehmensgewinn in 
kleinen und ganz kleinen Büros schöner 
scheinen als die knallharte Realität.“ 

Die Umfrageteilnehmer unter den VBI-Mit-
gliedern selbst werteten das konjunkturelle 
Umfeld (30%) und die HOAI-Novelle von 
2013 (24%) als wichtigste äußere Faktoren, 
die zur Verbesserung der wirtschaftlichen 
Situation ihrer Büros beigetragen haben. 

Personalentwicklung

Angesichts der guten konjunkturellen Lage 
bleiben qualifizierte Bauingenieure, Elek-
troingenieure sowie Gebäudetechnikpla- 
ner wie bereits in den Vorjahren gefragte 

Fachkräfte: Jedes dritte Ingenieurbüro 
(32%) plant 2015 Mitarbeiter einzustellen, 
lediglich 5% wollen Stellen abbauen. Die 
Bilanz für 2014: 33% der an der  Umfrage 
teilnehmenden VBI-Mitgliedsbüros haben 
zusätzliche Mitarbeiter eingestellt, lediglich 
9% mussten Stellen streichen. Dabei bleibt 
die Personalbeschaffung schwierig: 76% 
der Umfrageteilnehmer geben an, vakante  
Ingenieurstellen nicht schnell und qua-
lifiziert besetzen zu können. Vor diesem  
Hintergrund haben 33% der Umfrage-
teilnehmer bereits Fachkräfte aus dem  
Ausland eingestellt.

Auftraggeberstruktur 

Wichtigste Auftraggebergruppe der unab-
hängig planenden und beratenden Ingeni-
eure war auch 2014 die öffentliche Hand. So 
erwirtschafteten die VBI-Mitglieder durch- 
schnittlich 51% ihres Gesamtumsatzes bei 
öffentlichen Auftraggebern, knapp 47% 
bei privaten Auftraggebern. Etwa 10%  
aller Umsätze wurden im Ausland generiert. 
In puncto Zahlungsmoral haben dagegen 
die privaten Auftraggeber „die Nase vorn“. 
So gaben die Umfrageteilnehmer an, dass 
61% ihrer privaten Auftraggeber Rechnun-
gen fristgerecht beglichen, aber nur 48% 
der öffentlichen Auftraggeber. IBO  

Quelle: VBI Beratende Ingenieure 3/4 2015 
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Beim Thema Urlaub herrscht viel Unsicher-
heit. Wissen Sie als Arbeitgeber, was Gesetz 
und Rechtsprechung vorgeben? Kennen 
Sie Ihre Möglichkeiten, Einzelheiten auch 
abweichend davon mit dem Arbeitnehmer 
zu regeln? 

Der Urlaub steht ja im Gesetz - warum soll 
ich ihn noch im Arbeitsvertrag regeln? Hat 
jeder Arbeitnehmer Anspruch auf 24 Tage 
Urlaub im Jahr? Kann der Arbeitnehmer 
einfach  „Urlaub nehmen“? 

Der gesetzliche Urlaubsanspruch beträgt 
„24 Werktage“ - das ist im Bundesurlaubs-
gesetz festgelegt. Das Gesetz stammt 
von 1963 und geht noch von der 6-Tage-
Woche aus: Samstag ist ein Werktag. Bei 
Teilzeitkräften ist der anteilige Urlaub zu 
errechnen: 12 Tage bei der 3-Tage-Woche, 
20 Tage bei der 5-Tage-Woche etc. Dieser 
Urlaubsanspruch ist der Mindesturlaub - 
weniger geht nicht. Denn hier gilt: Arbeits-
recht ist Arbeitnehmerschutzrecht. 

Die meisten Arbeitgeber geben freiwillig 
mehr als den Mindesturlaub. Die Rege- 
lungen im Urlaubsgesetz sind veraltet - und 
die Rechtsprechung interpretiert diese ge-
setzlichen Regelungen in den vergangenen 
Jahren zudem ganz anders als bisher. Der 
freiwillige Zusatzurlaub sollte im Arbeits-
vertrag geregelt werden: beispielsweise 
Kürzungsmöglichkeiten bei Krankheit oder 
Elternzeit, Verfall bei langer Krankheit, nur 
anteiligen Urlaub bei Ausscheiden in der 
zweiten Jahreshälfte. Denn: wer freiwillig 
mehr gibt, kann und soll auch die Spielre-
geln für dieses  „mehr“ festlegen. Wer nichts 
regelt, zieht am Ende „den Kürzeren“. 

Arbeitnehmer, die im Kalenderjahr weniger 
als 6 Monate beschäftigt sind, erhalten für 
jeden vollen Monat ein Zwölftel des Jahres-
urlaubs. Wer mehr als 6 Monate beschäftigt 
ist, erhält den vollen Jahresurlaub! Warum 
das? Manche Regelungen im Bundesur-
laubsgesetz sind mit gesundem Menschen-
verstand nicht zu verstehen… 

Ein Tipp: Der neue Arbeitgeber, bei dem 
dieser Arbeitnehmer im Laufe des Kalen-
derjahres neu anfängt, sollte sich vom  
Arbeitnehmer die Urlaubsbescheinigung 
des alten Arbeitgebers vorlegen lassen. 
Wenn sich daraus ergibt, dass der Arbeit-
nehmer seinen Jahresurlaub bereits erhal-
ten hat, „spart sich“ der neue Arbeitgeber 
den Urlaub in diesem Jahr! 

Der Arbeitnehmer hat kein Recht, sich  
seinen ihm zustehenden Urlaub selbst „zu 
nehmen“. Vielmehr hat er seinen Urlaub 
beim Arbeitgeber zu beantragen. Die zeit-
liche Festlegung des Urlaubs erfolgt durch 
den Arbeitgeber auf Grund seiner Pflicht 
zur Urlaubserteilung. Dabei hat der Arbeit-
geber bei der Festlegung des Urlaubszeit-

punktes grundsätzlich die Urlaubswünsche 
des Arbeitnehmers zu berücksichtigen. Mit 
entscheidend sind jedoch auch dringende 
betriebliche Belange und die Urlaubswün-
sche von anderen Arbeitnehmern. 

IHK Darmstadt/ Dokument-Nr. 140 207
Quelle: www.darmstadt.ihk.de

Die Grenze der freien Mitarbeit gegenüber 
selbstständig tätigen Subunternehmen bei 
Architekten oder Ingenieuren ist fließend. 
Dabei ist die Unterscheidung sozialrecht- 
lich und für die Berufshaftpflichtversiche-
rung relevant, darauf weist Rechtsanwalt  
Christian Wienecke hin (RNSP, Bonn): 

Der freie Mitarbeiter haftet wie ein Ange-
stellter des ihn beauftragenden Unterneh-
mens und ist über dessen Berufshaftpflicht-
Police mitversichert, der Subunternehmer 
wiederum nur auf der jeweiligen vertragli-
chen Grundlage mit seinem Generalplaner. 
Subplaner müssen daher zusätzlich ihre 
eigene Berufshaftpflicht versichern, das 
beauftragende Büro deren Umsätze  
gesondert ihrem Versicherer melden. Unter 
freier Mitarbeiter wird gemäß Wienecke 
juristisch jede selbstständige oder unter-
nehmerische Tätigkeit einer natürlichen 
Person für ein fremdes Unternehmen auf 
dienst- oder werkvertraglicher Grundlage 
verstanden. Von außen betrachtet wird 
der freie Mitarbeiter diesem Unternehmen  
zugerechnet. Ein Subplaner ist grundsätz-
lich ein eigenständiges Unternehmen, das 
seinerseits wieder verschiedene Mitarbeiter 
haben kann. Als Subunternehmer kann  
daher auch eine juristische Person auftreten. 
Von außen sind hier also zwei Unterneh-
men zu unterscheiden, Generalplaner und 
– meist nur für ein einzelnes Gewerk – von 
diesem eingestellter Subplaner. Der Sub-
unternehmer ist in der Art und Weise seiner 
Arbeit frei und nur an die vertraglichen  
Vorschriften gebunden. Der freie Mitarbei- 
ter agiert auf Anweisungen desjenigen  
Unternehmens, für das er seine freien 
Dienste anbietet. 

Für Fragen - auch zum Aspekt Scheinselbst- 
ständigkeit - steht Wienecke im Team mit 
UNITA - JUR. - Netzwerk-Mitglied Dr. Achim 
Schumacher den UNIT-Kunden gern tele-
fonisch zur Verfügung: 0228 9087280.                       
Quelle: UNITA-Brief 3-4 / 15
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SchAdStoffkAtAStEr BEim  
rückBAU von GEBäUdEn 

zeitraum: 01. Juni 2015
ort: Magdeburg 
veranstalter: Institut für Wirtschaft und  
 Umwelt e.V. 
telefon: 0391 / 744 7 894
internet: www.iwu.info

7. forUm zUr UmSEtzUnG dEr  
EUroPäiSchEn hochwASSErriSiko-
mAnAGEmEntrichtliniE

zeitraum: 11. Juni 2015
ort: Meißen 
veranstalter:  UniWasser GmbH 
telefon: 0631 / 892 915 16
e-mail: info@uniwasser.com

ErSchüttErUnGEn im BAUwESEn 
GrUndlAGEn zUr mESSUnG Und 
BEUrtEilUnG

zeitraum:  07. Oktober 2015
ort: Ostfildern  
veranstalter: Technische Akademie  
 Esslingen  
internet: www.tae.de

wASSErSPiEGEllAGEnBErEchnUnG 

zeitraum: 25. Nov. – 26. Nov. 2015
ort: Ostfildern 
veranstalter: Technische Akademie 
 Esslingen  
internet: www.tae.de

Gegen Ende seines ersten Studienjahres 
unterhielt Karl sich in der Mensa einmal mit 
ein paar Kommilitonen über die hohen 
Prüfungsanforderungen. Ein am Nebentisch 
sitzender Professor, der eine Weile zugehört 
hatte, versuchte ihre Befürchtungen zu 
zerstreuen. „Machen Sie sich nicht zu viele 
Gedanken über ihre Prüfungsnoten“, meinte 
er: „Wenn man glaubt, alles zu wissen, kriegt 
man das Abiturzeugnis. Wenn man erkannt 
hat, dass man gar nichts weiß, bekommt 
man ein Diplom und wenn man merkt, dass 
auch alle anderen nichts wissen, wird einem 
der Doktortitel verliehen.“ 


